
Gemeinsame Erklärung 

 

 

 

des Königreichs Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, des Königreichs Spanien, der 

Französischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des Königreichs der 

Niederlande und der Republik Österreich zum Vertrag vom 27. Mai 2005 über die 

Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des 

Terrorismus, der grenzüberschreitenden Kriminalität und der illegalen Migration 

 

 

I. Alle Vertragsparteien erklären gemeinsam 

 

1. unter Bezugnahme auf Artikel 17 Absatz 1 des Vertrags, dass die Formulierung dieser 

Bestimmung nicht ihre Haltung in Bezug auf die Zuständigkeiten des Staats des Halters 

oder des Eintragungsstaats im Rahmen des Einsatzes von Flugsicherheitsbegleitern 

berührt; 

 

2. unter Bezugnahme auf Artikel 34 Absatz 2 Satz 2,  

  

a) dass die Voraussetzungen für die Übermittlung personenbezogener Daten nach 

Kapitel 7 des Vertrags, soweit diese nicht den automatisierten Abruf oder Abgleich 

von Daten betreffen, im Wesentlichen bereits zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 

vorliegen, 

 

b) dass sie hinsichtlich der noch fehlenden Voraussetzungen nach Kapitel 7, 

insbesondere im Bereich des automatisierten Abrufs oder Abgleichs, diese 

schnellstmöglich schaffen werden. 
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II. Das Königreich Belgien erklärt 

 

1. dass jegliche Information, die vom Königreich Belgien aufgrund des Vertrags 

übermittelt wird, von der empfangenden Vertragspartei nur nach Zustimmung der 

zuständigen belgischen gerichtlichen Behörden als Beweismittel genutzt werden kann, 

 

2. unter Bezugnahme auf Artikel 18,  

 

a) dass immer eine ausdrückliche Genehmigung des Vertreters der belgischen 

Luftfahrtbehörde vorliegen muss, bevor ein Flugsicherheitsbegleiter ein 

Luftfahrzeug nach Artikel 18 Absatz 2 Nummer 1 mit Waffen oder Munition 

verlässt,  

 

b) dass beim Verlassen des Luftfahrzeugs diese Waffen und diese Munition einem 

Vertreter der belgischen Luftfahrtbehörde auszuhändigen sind, der diese in einem 

geschlossenen Behälter zu dem Ort der Aufbewahrung begleitet, 

 

c) dass außerhalb eines Luftfahrzeugs das Tragen von Waffen oder Munition durch 

Flugsicherheitsbegleiter untersagt ist; 

 

3. unter Bezugnahme auf Artikel 27 Absatz 3, dass die Anwendung dieser Bestimmung die 

Zuständigkeiten der belgischen Justizbehörden nicht beeinträchtigt. 

 

III. Das Königreich Spanien erklärt unter Bezugnahme auf Artikel 45 Satz 1, dass es die 

Ansicht vertritt, dass auf den Vertrag die "Regelung betreffend die Behörden Gibraltars im 

Rahmen der Instrumente der EU und EG sowie verbundener Verträge" vom 19. April 2000 

nach Maßgabe der Bestimmungen ihrer Nummer 5 anwendbar ist. 

 

BGBl. III - Ausgegeben am 16. Oktober 2006 - Nr. 159 2 von 4

www.ris.bka.gv.at



 - 3 -

IV. Die Französische Republik erklärt unter Bezugnahme auf Artikel 9, dass der Zugang 

zu Fundstellendatensätzen der Nationalen Fingerabdruckdatei (FAED) nach Artikel 9 auf 

der Grundlage des derzeitigen innerstaatlichen Rechts gewährt wird, um den zuständigen 

Dienststellen die Fahndung nach und die Identifizierung von Tätern bei Verbrechen und 

Vergehen oder den Vorbereitungshandlungen dazu sowie die Verfolgung von Straftaten zu 

erleichtern. 

 

V. Das Königreich der Niederlande erklärt unter Bezugnahme auf die Artikel 3 und 4, dass 

es davon ausgeht, dass das Vorgehen nach diesen Bestimmungen auf die gleiche Art und 

Weise abläuft in dem Sinne, dass die Vertragsparteien Zugang zu den 

Fundstellendatensätzen der niederländischen DNA-Analysedateien nach Artikel 2 Absatz 2 

des Vertrags bekommen mit dem Recht, diese automatisiert mittels eines Vergleichs ihrer 

DNA-Profile mit den DNA-Profilen der niederländischen DNA-Analysedateien abzurufen, 

ungeachtet ob es sich dabei um den Vergleich eines Einzelfalls handelt oder nicht. 

 

VI. Die Republik Österreich erklärt unter Bezugnahme auf Artikel 40 Absatz 1, dass der 

Rechtsschutz durch die österreichische Datenschutzkommission, die sowohl die Vorausset-

zungen des Artikel 6 Absatz 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention als auch die 

Kriterien einer unabhängigen Kontrollstelle im Sinne von Artikel 28 der Richtlinie 

95/46/EG  erfüllt, den Erfordernissen dieses Artikels genügt. 

 

VII. Die Bundesrepublik Deutschland und die Republik Österreich erklären unter Bezug-

nahme auf Artikel 46 Satz 2, dass im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Österreich Kosten, die im Rahmen der Leistung von Rechtshilfe nach 

Artikel 7 anfallen, der ersuchten Vertragspartei erstattet werden. 

 

Prüm, den 27. Mai 2005  

 

Diese Gemeinsame Erklärung wird in einer Ausfertigung in deutscher, spanischer, 

französischer und niederländischer Sprache unterzeichnet und zusammen mit dem Vertrag 
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im Archiv des Auswärtigen Amtes der Bundesrepublik Deutschland verwahrt, das jedem 

Unterzeichnerstaat und beitretenden Staat eine beglaubigte Abschrift dieser Gemeinsamen 

Erklärung übermittelt. 
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